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Einleitung 

1. Zu lösende Aufgabe dieser Arbeit ist die Rechtsfrage, warum ein Mensch ei-
nem notleidenden anderen Menschen helfen soll. Ausgangspunkt der Überlegun-
gen ist ein Bestimmungsproblem im geltenden Recht, das unter der Überschrift 
,,Eigentumsschutz subjektiver öffentlicher Rechte" seinen Platz in der Grund-
rechtsdogmatik hat. Hier ist die Frage aufgeworfen, ob der Anspruch auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt gern. § 11 I 1 BSHG Eigentum des Bedürftigen ist. Dieser 
Ausgangspunkt macht die Arbeit zu einer juristischen. Die Lösung wird in einer 
vorpositiven Begründung subjektiver Berechtigung gesucht. Leitfaden der Überle-
gungen ist die Privatrechtstheorie Immanuel Kants. Zentraler Punkt dieser Theorie 
ist, wie Teilhabe der Person an kulturellen und materiellen Gütern nach einem frei-
heitsgegründeten Rechtsbegriff zu denken möglich ist. Diese Lösungsstrategie 
macht die Arbeit zu einer rechtsphilosophischen. Es wird sich ergeben, daß der 
Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt gern. § 11 I BSHG notwendiger Gegen-
stand der Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG ist. Dieses Ergebnis grün-
det in der Überzeugung, daß jede Person gegen die andere einen Rechtsanspruch 
darauf hat, daß ihr stets die Möglichkeit zum Erwerb von Gegenständlichkeit und 
zur Teilhabe an Gegenständlichkeit gelassen werden muß. Daraus läßt sich folgern, 
daß einer Person, die aus sich selbst heraus keinen Zugriff auf die Güter der Welt 
hat, diese Güter insoweit geleistet werden müssen, als es zur Bewahrung und zur 
Förderung dieser Person in ihrem gesellschaftlichen Dasein notwendig ist. Dieses 
Recht der einen Person gegen die andere ist ihr unveräußerliches Privatrecht. Die-
ses Recht ist für denjenigen, der sonst nichts hat, sein Eigentum im Sinne des 
Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG. In der Bundesrepublik Deutschland wird dieses subjektive 
öffentliche Recht durch die Leistungsverwaltung "Sozialhilfebehörde" verwirk-
licht. 

2. Es ist ohne weiteres denkbar, daß jeder im Staate sich selbst, dem Gelingen 
oder Nichtgelingen seines Lebens überantwortet bleibt, ohne daß eine Institution 
im Staat für das materielle Dasein des Bürgers auch nur eine Hand rührt. Jede 
Form der Unterstützung Bedürftiger wäre dann mitleidigen Privaten oder karitati-
ven Organisationen überlassen. Die Wirklichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land sieht jedoch anders aus. Der bedürftige Bürger hat nach dem Bundessozialhil-
fegesetz einen rechtlichen Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt, grundsätzlich 
ohne daß gefragt wird, warum er in Not geriet1 oder daß er für die Sozialleistung 

I Bis auf die Ausnahmen, in denen die Bedürftigkeit nicht das Ergebnis lebenszufälligen 
Unglücks ist, sondern planmäßig oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde, eventuell sogar 
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eine Gegenleistung erbringen müßte. Das ist vor dem Hintergrund der erheblichen 
Abgabenleistung der vermögenden Bürger begründungsbedürftig und wirft die 
Rechtsfrage auf, wie es sachhaltig und nicht nur formal auf das geltende Recht ver-
weisend juristisch zu begründen ist, daß in der Bundesrepublik Deutschland be-
dürftigen Bürgern Hilfe zum Lebensunterhalt geleistet wird. 

Diese Begründung ist möglich, bedarf jedoch einer tiefergehenderen Bemühung 
um den Rechtsbegriff allgemein und um den Sozialrechtsbegriff insbesondere. 
Selbstverständlich ist nur der Verweis auf das geltende Bundessozialhifegesetz, 
welches als geltendes Recht die Hilfspflicht des Staates normiert2. Führt man sich 
vor Augen, daß staatlich vermittelte Hilfe für Bedürftige auf der anderen Seite 
rechtszwangsbewehrte Abgabenpflicht für Vermögende bedeutet, stellt sich die 
weitere Frage nach der Rechtfertigung des Bundessozialhifegesetzes überhaupt. Es 
ist ein grundsätzlicher Unterschied zwischen willkürlicher privater Mildtätigkeit 
und rechtlicher Organisation der Daseinsfürsorge. Im einen Fall kann man achtlos 
an dem Bettler in der Bahnhofspassage vorübergehen, kann seiner Bitte um eine 
milde Gabe nachkommen oder nicht, was grundsätzlich einem selbst überlassen 
ist. Im anderen Fall tritt derselbe Bettler als bedürftiger Leistungsempfänger vor 
der Sozialhilfebehörde auf und fordert seinen Satz an Hilfeleistung ein. Für diese 
Forderung stehen ihm Rechtsmittel zur Verfügung, d. h., er kann sie vor dem Ver-
waltungsgericht und mittels der gerichtlichen Vollstreckungsorgane erzwingen. 
Die Hilfe wird aus Steuermitteln finanziert, welche - "die andere Seite der Me-
daille" - die Finanzbehörde rechtszwangsweise beim vermögenden Bürger erhebt. 

Auf der einen Seite steht also die Abgabenpflicht, auf der anderen das subjektive 
öffentliche Recht auf Hilfe. Begründungsbedürftig ist der Rechtszwang zur Hilfe. 
Warum darf der Staat einen Teil seiner Bürger mit allgemeinen Steuerpflichten be-
lasten, um bedürftigen anderen helfen zu können? 

Mit dieser so präzisierten Frage wird deutlich, daß Sozialhilfe kein isoliertes 
Phänomen zwischen Sozialbehörde als gebender Institution und Bedürftigem als 
Leistungsempfänger ist, sondern sowohl zwischenmenschliche Pflicht als auch Be-
rechtigung in einem staatlichen Vermittlungszusammenhang anspricht. Damit ist 
der Rahmen des einfachen Gesetzesrechts verlassen und die Ebene materiellen 
Verfassungsrechts erreicht. 

mit dem Ziel, Leistungen nach dem BSHG zu bekommen, vgl. § 25 I, II BSHG. Einem sol-
chen widersprüchlichen Verhalten gegenüber kann das Gesetz nicht gleichgültig bleiben. Der-
jenige, der arbeitsvermögend ist, ist nicht bedürftig im Sinne des BSHG. Zu den persönlichen 
Hauptursachen der Hilfebedürftigkeit siehe bei Oestreicher/Schelter/Kunz, BSHG- Kommen-
tar, Einführung S. 80 ff. 

2 Dieser gesetzesformale Sozialhilfebegrifffindet sich z. B. bei Luber, BSHG-Kommentar, 
zu § 1, S. 30 (8). Sozialhilfe sei die staatliche Leistung, die an den Bürger aufgrund des 
BSHG geleistet würde. Dieser formale Begriff grenzt die Sozialhilfe korrekt ab von sonstigen 
Sozialleistungen des Staates, hat also im System der Sozialleistung Bedeutung. Trotzdem ist 
er positivistisch verkürzt. Er führt nicht weiter, wenn es um das Problem der Begründung von 
Sozialhilfe geht. 
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In dieser Frage überlappen sich besonderes Verwaltungsrecht, materielles Ver-
fassungsrecht und vorpositive Begründungszusammenhänge des Grundgesetzes. 
Daß es sich lohnt, dieser Begründungsfrage nachzugehen, und daß es sich um 
keine rein akademische Fragestellung handelt, ergibt sich aus der Tatsache, daß die 
Gewährung von Sozialhilfe erhebliche praktische Bedeutung hat und immer wie-
der unter der Überschrift "Umbau des Sozialstaats" in das Schußfeld der Tagespo-
litik gerät. 

Im Jahre 1992 bezogen ca. 4.718.000 Menschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land Sozialhilfe, sei es Hilfe zum Lebensunterhalt gern. §§ 11 ff. BSHG, sei es Hil-
fe in besonderen Lebenslagen gern. §§ 27 ff. BSHG3. Auf die Gesamteinwohner-
zahl von ca. 80.974.632 Menschen4 in der Bundesrepublik Deutschland im glei-
chen Zeitraum gerechnet, ergibt sich, daß ca. 5,8 % der Bürger Sozialhilfe bezo-
gen, jeder 17. Einwohner Sozialhilfeempfänger war und ca. 2.035.000 Haushalte 
Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen5• Vom Staat wurden dafür 1992 ausschließlich 
der Verwaltungskosten ca. 42,603 Milliarden DM aufgewendet. Diesen Ausgaben 
der Sozialhilfebehörden stehen Einnahmen i. H. v. ca. 7,566 Milliarden DM gegen-
über, so daß sich eine direkt aus Steuermitteln finanzierte Nettoausgabe i. H. v. ca. 
35,037 Milliarden DM ergibt6. Diese Zahlen sind absolut genommen angesichts 
der riesigen Ausgaben der Sozialversicherungen im gleichen Zeitraum nicht son-
derlich beeindruckend. Allein die gesetzlichen Rentenversicherungen, die größten 
Leistungsträger unter den Sozialversicherungen, gaben 1992 insgesamt DM 
307.012.000.000,-7 aus. Dabei istjedoch zu bedenken, daß die Ausgaben der Ren-
tenkassen zum weit überwiegenden Teil aus Sozialversicherungsbeiträgen gedeckt 
werden und lediglich der verlorene Bundeszuschuß zur Altersversorgung direkt 
aus Steuermitteln kommt- und der belief sich 1992 als Leistung an die Rentenver-
sicherer auf ca. 61,174 Milliarden DM. Damit ist die Nettobelastung des Steuer-
zahlers durch Sozialhilfe in die Nähe des größten Versorgungswerkes im Staate ge-
rückt. Umgerechnet auf die Einwohnerzahl ist jeder- Kleinkinder und Leistungs-
empfänger miteingerechnet- 1992 als Steuerzahler durch Sozialhilfe mit ca. DM 
435,- netto belastet worden. Dieser Wert dürfte noch dramatischer ausfallen, wenn 
nur die lohn- und einkommenssteuerzahlenden Bürger in Ansatz gebracht würden. 
Die Belastung durch die Daseinsfürsorge des Staates in Form der Sozialhilfe ist 

3 Statistisches Jahrbuch 1994 f!ir die Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben vom 
Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Wiesbaden 1994, S. 498. Zahlen übersteigen die Ge-
samtzahl der Hilfeempfänger, weil der Bezug mehrerer Leistungstypen gleichzeitig möglich 
ist. 

4 Statistisches Jahrbuch 1994 für die Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben vom 
Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Wiesbaden 1994, S. 62. 

s Statistisches Jahrbuch 1994 für die Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben vom 
Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Wiesbaden 1994, S. 500. 

6 Statistisches Jahrbuch 1994 für die Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben vom 
Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Wiesbaden 1994, S. 499. 

7 Statistisches Jahrbuch 1994 für die Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben vom 
Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Wiesbaden 1994, S. 492. 
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